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Großherzogthum Baden. 


Verfügung des Oberſchulraths, die Befreiung der eine Gewerb⸗ 
ſchule beſuchenden Schüler vom Fortbildungsunterrichte betreffend. 
Vom 4. Juni 1877. 

Es ift zu unferer Kenntniß gekommen, daß fortbildungs⸗ 
pflichtige Schüler, um ſich dem Beſuche der Fortbildungsſchule 
zu entziehen, Aufnahme in einer Gewerbſchule ſuchen, in wel⸗ 
cher fie als ſogenannte Gäſte nur an einem Unterrichtsgegen⸗ 
ſtande, wie z. B. dem Zeichnen, ſich betheiligen. 


— Indem wir die Großh. Kreisſchulviſitaturen, Gewerbſchul⸗ 


räthe und Ortsſchulbehörden hierauf aufmerkſam machen, be⸗ 
merken wir, daß die in §. 1 Abſ. 2 des Geſetzes vom 18. Fe⸗ 
bruar 1874 „den Fortbildungsunterricht betreffend“ ausgeſpro⸗ 
chene Befreiung der eine Gewerbſchule beſuchenden Schüler von 
der Theilnahme am Fortbildungsunterrichte nur dann eintritt, 
wenn dieſe Schüler an ſämmtlichen in einer Gewerbſchule vor⸗ 
kommenden Lehrgegenſtänden, oder wenigſtens an denjenigen ſich 
betheiligen, welche auch in der Fortbildungsſchule gelehrt werden. 

Karlsruhe, den 4. Juni 1877. 

Großherzoglicher Oberſchulrath. 
Nokk. 


Nr. 8859. Kramer. 


Verfügung des Oberſchulraths, die Schulordnung betreffend. 
Vom 13. Juli 1877. 

Man ſieht ſich veranlaßt, darauf aufmerkſam zu machen, 
daß in Schulgemeinden, wo die Uebung beſteht, auch an an⸗ 
deren als den Sonn- und kirchlichen Feiertagen, wie an den 
ſog. Bitttagen, Jahrmarktstagen, Faſtnacht u. ſ. w. die Schule 
freizugeben, der dadurch ausfallende Unterricht nachzuholen, 
bezw. dieſe Tage an den Ferien in Abzug zu bringen ſind. 

Auch haben die örtlichen Schulaufſichtsbehörden gemäß 8. 55 
der Schulordnung von dem Eintritte ſolcher beſonderen Ferien⸗ 
tage jeweils der Großh. Kreisſchulviſitatur Anzeige zu erſtatten. 

Karlsruhe, den 13. Juli 1877. 

Großherzoglicher Oberſchulrath. 
4 Nokk. 
An 
die Großh. Bezirksämter, Kreisſchulviſitaturen aan 


Be las Schulaufſichtsbehörden. 


Königreich Bayern. 
Miniſterial⸗Erlaß, die Disziplinarordnung für die k. bayeriſchen 
Realſchulen betreffend. Vom 18. Juli 1877. 

Staatsminiſterium des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten. Im Vollzuge des §. 27 der Schul⸗ 
ordnung für die k. bayer. Realſchulen vom 29. April 1877 
(Deutſche Schulgeſetz-Samml. 1877 Nr. 26 u. ff.) wird den 
obengenannten Stellen und Behörden in anliegendem Abdrucke 
die allgemeine Disziplinarordnung für die Realſchulen des Kö⸗ 
nigreiches mit dem Beifügen mitgetheilt, daß dieſe Disziplinar⸗ 
ſatzungen ſofort mit Beginn des neuen Schuljahres von den 
Rektoraten den Schülern in feierlicher Weiſe bekannt zu ge⸗ 
ben ſind. 

Es iſt Vorſorge getroffen, daß die Schulrektorate die für 
ihre Anſtalten nöthigen Exemplare der Disziplinarordnung auf 
Beſtellung bei der einſchlägigen Poſtbehörde durch 
die Expedition des Miniſterialblattes für Kirchen- und Schul⸗ 
angelegenheiten beziehen können. 

München, den 18. Juli 1877. 

Dr. v. Lutz. 

Der General-Sekretär: 
an deſſen Statt 
der Miniſterialrath 
Dr. v. Völk. 


An 
ſämmtliche k. Regierungen, Kammern 
des Innern und die Rektorate ſämmt⸗ 
licher k. Gewerbſchulen. 
Nr. 9137. 


Disziplinar⸗Satzungen für die Schüler der Realſchulen des Kö⸗ 
nigreichs Bayern. Vom 18. Juli 1877. 
I. Allgemeine Pflichten der Schüler. 

§. 1. Von allen Schülern wird erwartet, daß fie ſich durch 
Religioſität, Sittlichkeit, Fleiß und Anſtand der Bildungsanſtalt, 
welche ſie beſuchen, würdig erweiſen. 

Jeder Schüler ſoll ſich daher die allgemeinen Geſetze der 
Sittlichkeit in ſeinem Thun und Laſſen zur unwandelbaren 
Richtſchnur nehmen und ſich nie einer unſittlichen, rohen oder 
gemeinen Handlung ſchuldig machen. 

Religioſität und Gottesfurcht bethätige der Schüler in ſei⸗ 
nem ganzen Lebenswandel, insbeſondere auch in der Ausübung 
der religiöſen Pflichten ſeines Bekenntniſſes. 

Alle Sonn: und Feiertage haben die Schüler dem Got⸗ 
tesdienſte ihrer Konfeſſion mit Andacht beizuwohnen. 
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§. 2. Gegen ſeine Mitſchüler ſoll jeder Schüler ſtets fried⸗ 
fertig, freundlich und verträglich ſein und alles vermeiden, was 
eine Störung der allgemeinen Eintracht und Harmonie herbei⸗ 
führen könnte. 

Glaubt ſich ein Schüler in irgend einer Weiſe von einem 
Mitſchüler beleidigt oder benachtheiligt, ſo hat er ſich deshalb 
an einen Lehrer oder an den Vorſtand der Anſtalt zu wenden; 
jede Selbſthilfe ift verboten. 

§. 3. Den Umgang mit Perſonen, welche Ehre und Sitt⸗ 
lichkeit gefährden, oder ſonſt verderblichen Einfluß auf die ſtu⸗ 
dirende Jugend üben, haben die Schüler ſorgfältig zu meiden. 

Der Umgang mit dimittirten oder exkludirten Schülern iſt 
durchweg verboten. 

§. 4. Strengſte Ahndung hat derjenige Schüler zu gewär⸗ 
tigen, der durch Kundgebung unlauterer Geſinnung die Mora⸗ 
lität ſeiner Mitſchüler gefährdet oder dieſelben zu unſittlichen 
Handlungen, zur Lüge und Unbotmäßigkeit verleitet. 

§. 5. Das Ziel, welches den Schülern der Realſchule geſetzt 
iſt, läßt ſich nur bei regelmäßigem, angeſtrengten Fleiße errei⸗ 
chen. Der Fleiß der Schüler ſei kein äußerlicher und erſtrecke 
ſich nicht blos auf die Anfertigung der Aufgaben; er gehe viel⸗ 
mehr aus einem tieferen Pflichtbewußtſein hervor und äußere 
ſich in der gewiſſenhaften Benutzung der Zeit und der zur gei⸗ 
ſtigen Ausbildung gebotenen Hilfsmittel. 

8.6. Sinn für Anſtand und Schicklichkeit wird bei jedem 
Schüler einer Bildungsanſtalt vorausgeſetzt. 

Beim Verkehre mit Mitſchülern und anderen Perſonen be⸗ 
fleißige ſich der Schüler eines anſtändigen, ſittſamen und beſchei⸗ 
denen Benehmens, ſowie einer gebildeten Sprechweiſe. Die Klei⸗ 
der der Schüler ſeien einfach und reinlich, auffallende Kleider⸗ 
tracht, das Tragen von Abzeichen und jede Art geckenhaften 
Auftretens iſt verboten. 

§. 7. Das Lärmen, Raufen, Schneeballenwerfen im Schul⸗ 
hofe und auf der Straße oder den Promenaden der Stadt iſt 
den Schülern ſchon aus Gründen der Schicklichkeit unterſagt. 

§. 8. Dem Vorſtande und ſämmtlichen Lehrern der Anſtalt 
iſt der Schüler ſtets in und außer der Schule Gehorſam und 
Hochachtung ſchuldig. 

Wenn der Lehrer in das Lehrzimmer eintritt oder daſſelbe 


verläßt, haben ſich ſämmtliche Schüler von ihren Sitzen zu erheben. 


Auch gegen den Pedell der Anſtalt haben ſich die Schüler 
anſtändig zu benehmen und demſelben, wenn er im Dienſte 
handelt, Folge zu leiſten. 

II. Verhalten der Schüler in der Schule und beim 
Unterrichte. 

§. 9. Alle Schüler müſſen mit ſämmtlichen für ihren Kurs 
vorgeſchriebenen Büchern und ſonſtigen Lehrmitteln verſehen ſein. 

Der Schüler hat auf Reinhaltung ſeiner Bücher zu halten 


und darf ſich insbeſondere nicht erlauben, in dieſelben etwas 


einzuſchreiben. 


F. 10. Die Schüler haben ſich täglich mit allem Nöthigen 


verſehen und anſtändig gekleidet rechtzeitig in ihrem Lehrzimmer 


einzufinden und hier in geziemender Haltung die Ankunft des 


Lehrers abzuwarten. 

Andere als die erforderlichen Bücher oder ſonſtige ungeeig⸗ 
nete Dinge in die Schule mitzubringen, iſt unterſagt. 

9. 11. Für jede auf der Tagesordnung ſtehende Lektion 
wird eine der Weiſung des Lehrers genau entſprechende Vor⸗ 
bereitung gefordert. 

Alle Aufgaben hat der Schüler ſorgfältig und ſelbſtſtändig 
in der von dem Lehrer angeordneten Weiſe anzufertigen und 


insbeſondere die Hausaufgaben pünktlich zur beſtimmten Stunde 
einzuliefern. : 

Der Gebrauch von Ueberſetzungen, gedruckten Präpara⸗ 
tionen und anderen Hilfsmitteln des Unfleißes iſt verboten. 

§. 12. In der Regel ſoll der Schüler ſelbſtſtändig ohne 
Nachhilfe ſich zum Unterrichte vorbereiten. Wollen aber aus⸗ 
nahmsweiſe die Eltern oder deren Stellvertreter einem Schüler 
einen nachhelfenden Unterricht ertheilen laſſen, ſo muß davon 
dem einſchlägigen Fachlehrer oder dem Rektor Anzeige ge⸗ 
macht werden. 

§. 13. Während des Unterrichtes muß ununterbrochen Ruhe 
und Aufmerkſamkeit herrſchen. 

Die von dem Lehrer geſtellten Fragen müſſen alle Schüler 
zu löſen verſuchen; doch hat nur der Gefragte zu antworten, 
ohne daß ſich die anderen Schüler ein Vorſprechen oder Ein⸗ 
flüſtern erlauben dürfen. 

Die Probearbeiten hat jeder Schüler ſelbſtſtändig anzuferti⸗ 
gen; das Zuſammenarbeiten, Abſchreiben, ſowie jede andere Art 
von Unterſchleif iſt ſtrenge verboten. 

§. 14. Während der Unterrichtsſtunden und in den fur: 
zen Pauſen beim Lehrerwechſel dürfen die Schüler nie, außer 
in dringenden Fällen und dann immer nur einzeln das Lehr⸗ 
zimmer verlaſſen. 

Ebenſowenig darf während der Unterrichtszeit ein Schüler 
oder Lehrer ohne Noth aus dem Lehrzimmer gerufen werden. 

§. 15. Es iſt Ehrenſache der Schüler eines jeden Kurſes, 
darauf zu ſehen, daß die Wände und Bänke des Schulzimmers 
rein gehalten werden und die aufgehängten Tafeln und Kar⸗ 
ten unbeſchädigt bleiben. Jede an den Schullokalitäten und 
deren Einrichtung verübte Verunreinigung und Beſchädigung 
zieht die Verpflichtung zum Schadenerſatze nach ſich. 

§. 16. Jeder Schüler iſt zum regelmäßigen und ununterbro⸗ 
chenen Beſuch aller Unterrichtsſtunden in den obligatoriſchen 
Fächern ſeines Kurſes verpflichtet. 

Mit gleicher Pünktlichkeit hat der Schüler die Stunden des 
fakultativen Unterrichtes zu beſuchen, zu dem er ſich am Beginne 
des Schuljahres gemeldet hat. Ein Austritt während des Schul⸗ 
jahres iſt ohne Erlaubniß des Rektors und einſchlägigen Leh⸗ 
rers nicht geſtattet. 

§. 17. Wird ein Schüler durch Erkrankung an dem Beſuche 
des Unterrichtes gehindert, ſo hat er ſofort Anzeige davon bei 
dem Rektor zu machen. Bei unterlaſſener Anzeige erhält der 
Pedell den Auftrag, in der Wohnung des Schülers Nachſicht zu 
halten, wofür demſelben eine Gebühr von 20 Pfennigen zu 


entrichten iſt. 


Bei ſeinem Wiedererſcheinen in der Anſtalt hat der Schüler 
ein glaubwürdiges Zeugniß über den Grund und die Dauer 
der Unterbrechung des Schulbeſuches dem Rektor vorzulegen. 

9. 18. Sollte ein Schüler aus irgend einem anderen 
Grunde wünſchen, von der Verpflichtung des Schul- oder Kir⸗ 
chenbeſuches auf kurze Zeit befreit zu werden, ſo hat er ſich dazu 
die Erlaubniß vom Rektorate zu erbitten. 

Wer ohne genügende Entſchuldigungsgründe eine Schul⸗ 
ſtunde oder gar einen oder mehrere Schultage verſäumt, hat 
ſtrenge Beſtrafung, unter Umſtänden Wegweiſung von der An⸗ 
ſtalt, zu gewärtigen. 

8. 19. Kein Schüler kann, ohne ſich über die Einwilligung 
der Eltern oder deren Stellvertreter genügend ausgewieſen zu 
haben, ſeinen Austritt aus der Anſtalt erklären. 

8.20. Jeder Schüler hat das vorſchriftsmäßige Schulgeld 
zu entrichten. Gänzliche oder theilweiſe Befreiung hiervon kann 
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nur ſolchen Schülern bewilligt werden, die ihre Dürftigkeit durch 


amtliche Zeugniſſe nachgewieſen haben und zugleich durch Fleiß, 
Fortgang und Betragen dieſer Vergünſtigung würdig erſcheinen. 
Schülern, welche ſich der bewilligten Befreiung unwürdig zei⸗ 
gen, wird dieſelbe wieder entzogen. 
III. Verhalten der Schüler außerhalb der Schule. 
§. 21. Auch in der vom öffentlichen Unterrichte nicht in 
Anſpruch genommenen Zeit ſoll der Schüler den Zweck ſeines 
Beſuches einer höheren Bildungsanſtalt wohl im Auge behalten; 
die freie Zeit ſei der Vorbereitung zum Unterrichte, der körper⸗ 
lichen und geiſtigen Erholung und, ſoweit es möglich, der Pflege 
edler Künſte gewidmet. 

§. 22. Das müßige Umherſchlendern auf den Straßen und 
Plätzen der Stadt iſt verboten. 

Ohne genügende Entſchuldigung darf ſich kein Schüler über 
die vom Rektorate der Anſtalt feſtgeſetzte Abendſtunde außerhalb 
ſeiner Wohnung aufhalten. 

Kein Schüler darf einen Hausſchlüſſel führen. 

Wer ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Rektors — 
Nothfälle ausgenommen — eine Nacht außer ſeiner Wohnung 
zubringt, wird dimittirt oder nach Umſtänden erkludirt. 

§. 23. Söhne auswärtiger Eltern dürfen ihre Wohnungen 
und Koſthäuſer nur mit Zuſtimmung des Rektorates wählen, 
auch nie einen Wechſel in dieſer Beziehung vornehmen, ohne 
vorher bei dem Rektorate Anzeige gemacht und deſſen Geneh⸗ 
migung eingeholt zu haben. 

§. 24. Den öffentlichen Gerichtsverhandlungen beizuwohnen 
iſt den Schülern verboten. 

Zum Beſuche von Vereinen, oder zur Theilnahme daran, 
ferner zum Beſuche von Theatern, Konzerten und ſogenannten ge⸗ 
ſchloſſenen Geſellſchaſten iſt die Erlaubniß des Rektors nothwendig. 

Ebenſo iſt den Schülern jede Veröffentlichung durch die 
Preſſe unterſagt, wenn nicht vom Rektor dazu die Genehmi⸗ 
gung ertheilt worden iſt. ö 

8.25. In der Wahl der Privatlektüre ſollen die Schüler 
dem Rathe ihrer Eltern und Lehrer folgen. Die Benutzung 
von Leihbibliotheken iſt denſelben unterſagt. 

F. 26. Seine Erholung ſoll der Schüler nur in einer Weiſe 
ſuchen, die ſeinem Alter und ſeiner Stellung als Zögling einer 
Bildungsanſtalt angemeſſen iſt. 

Der Beſuch anſtändiger Vergnügungsorte mit Eltern und 
erwachſenen Angehörigen iſt zwar im Allgemeinen erlaubt, kann 
aber von dem Rektor nach Umſtänden eingeſchränkt oder ganz 
verboten werden. 

Unter allen anderen Umſtänden iſt den Schülern der Be⸗ 
ſuch von Wirthshäuſern und öffentlichen Vergnügungsplätzen 
ſtrengſtens unterſagt. 

§. 27. Das Rauchen wird ſämmtlichen Schülern der An: 
ſtalt in wohlmeinender Abſicht widerrathen; auf der Straße 
und den Promenaden der Stadt iſt daſſelbe ſtrenge verboten. 

§. 28. Vereinigungen und Zuſammenkünfte, welche dem 
Zwecke der Schule zuwiderlaufen, oder mit dem wahren Wohl 
der Schüler unverträglich ſind, dürfen nicht ſtattfinden. Ins⸗ 


beſondere ſind Zuſammenkünfte zum Kartenſpielen und zu Trink⸗ 
gelagen ſtrengſtens verboten. Für Zuſammenkünfte zu Tanz⸗ 


und Fechtübungen muß die Erlaubniß des Rektors eingeholt 
werden, welche im Falle eines Mißbrauches jederzeit zurückgezo⸗ 
gen werden kann. 

§. 29. Die Bildung förmlicher Studentenverbindungen und 
die Theilnahme an ſolchen, ſowie regelmäßige Zuſammenkünfte 
an öffentlichen Vergnügungsplätzen in der Stadt und deren 


Nachbarſchaft ſind ſtrengſtens unterſagt und ziehen in der Re⸗ 
gel ſchon im erſten Betretungsfalle die Strafe der Dimiſſion 
nach ſich. 

8. 30. Die Veräußerung von Büchern oder anderen Ge: 
genſtänden ohne Genehmigung der Eltern oder deren Stellver⸗ 


treter, ſowie leichtſinniges Schuldenmachen iſt ſtrengſtens ver⸗ 
boten. Jede Art von Geldſammlung unter den Schülern der 


Anſtalt iſt nur mit Genehmigung des Rektors geſtattet. 

8. 31. Die vorſtehenden Disziplinarſatzungen find für den 
Schüler die ganze Zeit hindurch verbindlich, während welcher 
er einer Realſchule angehört; auch während der Ferien hat der⸗ 
ſelbe Alles das zu vermeiden, was feiner Stellung als Zög⸗ 
ling einer Bildungsanſtalt zuwiderläuft. 

Ebenſo ſind die Disziplinarſatzungen für die Privatſtudi⸗ 
renden, welche ſpäter in eine Realſchule eintreten wollen, maß⸗ 
gebend. Dieſe haben deshalb, wenn ſie in einer Stadt, in 
der ſich eine Realſchule befindet, ihre Studien machen, ſich bei 
dem Beginne ihres Privatſtudiums und in der Folgezeit am 
Anfange jedes Semeſters dem Rektor der Anſtalt vorzuſtellen. 

IV. Disziplinarſtrafen. 

§. 32. Macht ſich ein Schüler der Uebertretung einer Be⸗ 
ſtimmung der Disziplinarſatzungen ſchuldig, ſo wird gegen ihn 
mit Disziplinarſtrafen eingeſchritten. 

§. 33. Die Disziplinarſtrafen ſind folgende: 

a) Schulſtrafen, welche von jedem Lehrer verhängt werden 
können: 

1) Verweis, 

2) Anweiſung eines geſonderten Platzes während der 
Lehrſtunde, 

8) Hausarreſt, über deſſen Erſtehung der Schüler ein 
Zeugniß ſeines Vaters oder deſſen Stellvertreter bei⸗ 
zubringen hat, 

4) Schularreſt mit Benachrichtigung der Eltern; 

b) Rektoratsſtrafen: 

1) Verweis, 

2) Karzer (Arreſt bei verſchloſſener Thüre), 

3) Entziehung der Schulgeldfreiheit und anderer Unter⸗ 
ſtützungen, 

4) Androhung der Dimiſſion. 

§. 34. Erweiſen ſich dieſe Strafen als fruchtlos, oder kom⸗ 
men ſchwerere Vergehen in Frage, ſo erfolgt die Dimiſſion. 

Der einmal Dimittirte kann an einer anderen Realſchule 
wieder aufgenommen werden. Das Rektorat, bei welchem er 
ſich zur Wiederaufnahme meldet, iſt berechtiget, denſelben einer 
Aufnahmsprüfung zu unterwerfen. \ 

Schüler, die zum zweitenmale dimittirt wurden, können nur 
zu einem letzten Verſuche nach Verlauf eines Jahres die Wie⸗ 
deraufnahme an einer anderen Realſchule nachſuchen. 

Ein Schüler, gegen welchen zum drittenmale die Dimiſ⸗ 
ſionsſtrafe ausgeſprochen wurde, kann an keiner Anſtalt mehr 
aufgenommen werden. 

(6. 27 Abſatz 5, 7, 8, 9 der Schulordnung vom 29. 
April 1877.) 

§. 35. Die Exkluſion oder Ausſchließung von ſämmtlichen 
Anſtalten wird bei nachgewieſenen groben ſittlichen Vergehen 
eines Schülers auf Antrag des Lehrerrathes von dem k. Staats⸗ 
miniſterium des Innern für Kirchen⸗ und Schulangelegenhei⸗ 
ten verfügt. 

(F. 27 Abſ. 10 der Schulordnung vom 29. April 1877.) 

§. 36. Welche von den aufgeführten Strafen im einzelnen 
Falle zur Anwendung zu kommen habe, hängt von der Art 
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des Disziplinarvergehens und dem früheren Verhalten des Schü⸗ 
lers ab. Doch wird dabei auch darauf Rückſicht genommen, 
ob der Schüler ſein Vergehen offen und reumüthig eingeſteht, 
oder ſich auf Ausflüchte und Lügen verlegt. 

§. 37. Gegen den Vollzug der in den §§. 32 — 34 ein: 
ſchließlich aufgeführten Strafen findet keine Berufung ſtatt. 

Schlußbemerkungen. 

Vorſtehende Disziplinarſatzungen ſind am Anfange jedes 
Schuljahres von dem Rektorate den Schülern in feierlicher 
Weiſe bekannt zu geben. 

Jeder Schüler ſoll ein gedrucktes Exemplar derſelben er— 
halten und eine Beſcheinigung darüber beibringen, daß er daſ— 
ſelbe ſeinen Eltern oder deren Stellvertretern zur Einſicht vor⸗ 
gelegt hat. 

Eltern und deren Stellvertreter ſind verpflichtet, das Rek⸗ 
torat in der Handhabung der Disziplin zu unterſtützen und 
demſelben auf Verlangen Aufſchluß über den häuslichen Fleiß 
und die Lebensordnung ihrer Söhne und Pfleglinge zu geben. 


Freie und Hanſeſtadt Lübeck. 


Bekanntmachung, die mit der Großherzoglich Badiſchen Regierung 
getroffene Vereinbarung wegen gegenſeitiger Behandlung ſchul⸗ 
pflichtiger Kinder betreffend. Vom 21. Juli 1877. 

Nachdem der Senat, auf Grund der im Rath- und 
Bürgerſchluſſe vom 30. Oktober 1876 ihm ertheilten Ermäch⸗ 
tigung, durch gegenſeitige Erklärungen mit der Großherzoglich 
Badiſchen Regierung dahin übereingekommen iſt: 

daß die dem Lübeckiſchen Freiſtaate angehörenden Kin⸗ 
der, welche ſich im Großherzogthume Baden aufhalten, und 
die dem Großherzogthume Baden angehörenden Kinder, 
welche ſich in dem Lübeckiſchen Freiſtaate aufhalten, nach 

Maßgabe der im Lande des Aufenthaltes beſtehenden Ge⸗ 

ſetze wie Inländer zum Beſuche der Schule herangezogen 
werden ſollen; 
daß dieſe Nöthigung zum Beſuche der Schule nicht nur 


auf die eigentliche Elementarſchule, ſondern, wo daneben 


eine ſogenannte Sonntags- oder Fortbildungsſchule mit 
obligatoriſchem Charakter beſteht, auch auf dieſe ſich 
erſtreckt; 

daß jedoch Kinder, welche ſich durch ein Zeugniß der 
zuſtändigen heimiſchen Schulbehörde darüber ausweiſen, 
daß ſie der Schulpflicht, wie ſie nach der Geſetzgebung 
ihrer Heimath normirt iſt, vollſtändig Genüge geleiſtet ha⸗ 
ben, vom ferneren Schulbeſuche zu entbinden ſind, auch 
wenn das am Orte ihres Aufenthaltes geltende Geſetz 
eine größere Ausdehnung des obligatoriſchen Unterrichtes 
vorſchreibt, 


wird ſolches hierdurch zur allgemeinen Kunde gebracht, mit 


dem Hinzufügen, daß für den Lübeckiſchen Freiſtaat die Aus⸗ 
ſtellung der Zeugniſſe über die Erfüllung der Schulpflicht dem 
Schulrathe übertragen iſt. 
Gegeben Lübeck, in der Verſammlung des Senates, 
am 21. Juli 1877. 
Eduard Hach Dr., 
Secretarius. 


Königreich Preußen. 

Erkenutniß des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, den Ausſchluß 
der Grundſteuer von außerhalb der Schulgemeinde gelegenen 
Grundſtücken bei Veranlagung der Schulſteuer betreffend. 
Vom 28. März 1877. 

Im Namen des Königs. 

In der Verwaltungsſtreitſache 

der Schulgemeinde K., Beklagte und Reviſionklägerin, 
wider 
die Eigenthümer K., N., P. ꝛc. ebendaſelbſt, Kläger und 
Reviſionsbeklagte, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht in ſeiner Sitzung 
vom 28. März 1877, 
an welcher ꝛc. ꝛc. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
daß auf die Reviſion der Beklagten die Entſcheidung des 
Königlichen Bezirksverwaltungsgerichts zu C. vom 27. 
September 1876 zu beſtätigen, der Werth des Streitge⸗ 
genſtandes auf 54 Mark 49 Pf. feſtzuſetzen und die Ko⸗ 
ſten des Reviſions-Verfahrens der Beklagten zur Laſt 
zu legen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

In der Schulgemeinde K. werden die Koſten der Unterhal⸗ 
tung der Schule nach dem Maßſtabe der Klaſſen⸗, Grund- und 
Gebäude⸗Steuer aufgebracht. Bei der im Jahre 1874 erfolgten 
Ausſchreibung von Schulbaukoſten, Lehrergehalt und Schulholz⸗ 
geld iſt den Einwohnern, welche außerhalb des Schulbezirkes 
Grundſtücke beſitzen, auch die Grundſteuer von dieſen Grund⸗ 
ſtücken in Rechnung geſtellt. Acht ſo belaſtete Eigenthümer — 
die in rubro genannten Kläger — hielten dies für nicht ge— 
rechtfertigt und beantragten bei dem Kreisausſchuſſe des Kreiſes 
S., den Gemeindevorſteher K. anzuhalten, eine andere Repar⸗ 
tition aufzuſtellen. 

Der Kreisausſchuß leitete das Verwaltungsſtreitverfahren 
ein, in welchem er mit den Klägern und dem Schulvorſtande 
verhandelte, und entſchied demnächſt unterm 2. Juni 1876 dahin: 

daß die Beſchwerdeführer von dem Schulvorſtande mit 
der Grundſteuer von außerhalb der Gemeinde K. liegen⸗ 
den Grundſtücken zu den Schulbeiträgen nicht herange⸗ 
zogen werden können. 

Hiergegen legte der Schulvorſtand Berufung ein; das Be⸗ 
zirksverwaltungsgericht zu C. wies jedoch, nachdem die Kläger 
noch angegeben hatten, daß von ihnen pro 1875 für die au: 
ßerhalb des Schulbezirkes liegenden Grundſtücke an Schulbei⸗ 
trägen 54,49 Mark erhoben ſeien, mittels Erkenntniſſes vom 
27. September 1876 das Rechtsmittel zurück, indem es, unter 
Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes auf 60 Mark, 
die Koſten des Verfahrens außer Anſatz ließ, die baaren Aus⸗ 
lagen des Verfahrens und der Kläger aber der Schulgemeinde 
K. zur Laſt legte. 

Der zweite Richter führt zunächſt aus, daß, inſoweit es ſich 
um Baukoſten handele, eine Berufung nach §. 135 X. 3b der 
Kreisordnung nicht zuläſſig ſei und begründet ſeine Entſcheidung 
im Weiteren, wie folgt: 

Nach §. 31 Theil II. Titel 12 Allgemeinen Landrechts 
ſollen die Beiträge unter die Hausväter des Schulortes 
nach Verhältniß ihrer Beſitzungen und Nahrungen bil⸗ 
lig vertheilt werden. Die Vertheilung geſchieht nach 
Analogie des §. 43 Theil II. Titel 7 Allgemeinen Land⸗ 
rechts in der Regel nach dem Verhältniſſe, in welchem 
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die Staatsſteuern aufgebracht werden, und es iſt anzuer⸗ 
kennen, daß ſchon eine Repartition nach der Klaſſen⸗ 
oder Einkommenſteuer, weil bei Normirung der Steuer⸗ 
ſätze danach auch das Einkommen aus dem Grundbe: 
ſitze mitberückſichtigt wird, zur Erfüllung der Beſtim⸗ 
mung des $. 31 Theil II. Titel 12 vollſtändig genügt; 
denn unter den Ausdrücken „Beſitzungen und Nahrun⸗ 
gen“ in dem angeführten §. iſt eben das Einkommen 
aus ſolchen Beſitzungen und Nahrungen zu verſtehen. 
Man hat indeß auch die Heranziehung der Grundſteuer 
bei Feſtſtellung des Beitragsverhältniſſes für zuläſſig er⸗ 
klärt, weil die mit Grundſtücken angeſeſſenen Hausväter 
wegen ihres feſteren Domizilverhältniſſes ein größeres 
Intereſſe an dem Beſtehen der Schule hätten. 
Grund trifft indeß nicht zu, wenn und inſoweit der 
Grundbeſitz der Hausväter des Schulortes in anderen 
Gemeinden belegen iſt. Deshalb haben die Reſkripte 
vom 19. März und 20. Auguſt 1861 eine Berückſichti⸗ 
gung der von außerhalb der Gemeinde belegenen Grund: 
ſtücken zu zahlenden Grundſteuer bei Feſtſetzung der 


Schulbeiträge für unzuläſſig erklärt (ekr. Miniſterial⸗Blatt 


für die innere Verwaltung, Jahrgang 1862 Seite 8). 
Die Beſchwerden der Kläger mußten hiernach für 
begründet erachtet werden. 
die Zurückweiſung der Berufung und gemäß 88. 72 und 
78 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 die Entſcheidung be⸗ 
züglich des Koſtenpunktes. 
Gegen dieſe Entſcheidung hat der Schulvorſtand Reviſion 


eingelegt. Er behauptet, daß das Verfahren an weſentlichen 


Mängeln leide, weil der §. 35 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 
nicht beachtet worden, daß die S$. 29, 31, 34 Titel 12 Theil II. 
Allgemeinen Landrechts durch Nicht- beziehungsweiſe unrichtige 
Anwendung verletzt ſeien, daß hinſichtlich der Baukoſten nicht 
§. 135 X. Nr. 3b der Kreisordnung, ſondern Nr. 1 daſelbſt An: 
wendung finde, weil der Bau bereits ausgeführt und die Ko⸗ 
ſten beigetrieben ſeien. 

Der Antrag des Schulvorſtandes geht hiernach dahin, 
unter Aufhebung des Erkenntniſſes des Königlichen Be- 
zirksverwaltungsgerichtes zu C. vom 27. September 1876 
das Erkenntniß des Kreisausſchuſſes des Kreiſes S. vom 
2. Juni 1876 dahin abzuändern, daß Kläger mit ihrer 
Klage abzuweiſen. 

Kläger haben Beſtätigung der Vorentſcheidung beantragt. 

Es war, wie geſchehen, zu erkennen. 

Daß in der Klageſchrift die Perſon des Beklagten nicht ge: 
nau bezeichnet iſt, kann als ein weſentlicher Mangel nicht gel⸗ 
ten, da nach $. 41 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 der Kläger 
noch in der mündlichen Verhandlung die Klage ergänzen und 
abändern kann, und es Aufgabe des Vorſitzenden des Gerich— 
tes iſt, dahin zu wirken, daß ſachdienliche Anträge geſtellt wer⸗ 
den. Es fragt ſich deshalb nur, ob dem Schulvorſtande mit 
Recht die Partei⸗Rolle des Beklagten zugetheilt iſt, und die 


Beantwortung dieſer Frage hängt wieder davon ab, ob die 
Verpflichtung zur Rückerſtattung der überhobenen Beiträge der 
Schulgemeinde als korporativem Rechtsſubjekt oder denjenigen 


Hausvätern obliegt, welche in Folge der Mehrbelaſtung der 


Kläger mit einem zu geringen Betrage pro 1875 veranlagt wor⸗ 
den ſind. Inſoweit es ſich hierbei um die Aufbringung des 


Lehrergehaltes und der Koſten der Beſchaffung des Schulholzes 
handelt, kommt in Betracht, daß die zu dieſem Behufe erhobe⸗ 
nen Beiträge den Klägern von dem Schulvorſtande als dem 


Dieſer 


Demgemäß rechtfertigt ſich 


Vertreter des korporativen Rechtsſubjektes der Schulgemeinde 
auferlegt worden ſind und daß demnach auch der Anſpruch 
auf Rückerſtattung der zuviel bezahlten Beiträge von ihnen ge⸗ 
gen die Schulgemeinde als ſolche geltend gemacht werden darf. 
Es muß daher dem Vorderrichter darin beigetreten werden, daß 
der Schulvorſtand als Vertreter des korporativen Rechtsſubjek— 
tes der Schulgemeinde — (Erkenntniß des Königlichen Ober: 
Tribunals vom 7. Dezember 1872, Striethorſt Archiv, Band 
87 S. 274) —, inſoweit die Aufbringung des Lehrergehaltes 
und der Koſten der Beſchaffung des Schulholzes in Frage ſteht, 
paſſiv zur Sache legitimirt iſt. 

Ob dies auch hinſichtlich des Betrages, welchen die Kläger 
als Schulbaukoſten gezahlt haben, anzunehmen iſt, kann dahin 
geſtellt bleiben, da hinſichtlich dieſer die Entſcheidung des Kreis⸗ 
ausſchuſſes nach §. 135 X. 3b der Kreisordnung im Verwal: 
tungsſtreitverfahren eine endgiltige iſt, und was dieſe betrifft, 
der Vorderrichter daher mit Recht die Berufung als unſtatthaft 
zurückgewieſen hat. 

In der Sache ſelbſt iſt dem Vorderrichter auch darin bei: 
zupflichten, daß bei der Umlegung der Schulſteuer nach dem 
Maßſtabe der Grund und Klaſſenſteuer auf die zur Schule ge⸗ 
wieſenen Hausväter nur die Grundſteuer von dem im Schul- 
bezirke belegenen Grundſtücken in Rechnung geſtellt werden darf. 
Der F. 31 Titel 12 Theil II. Allgemeinen Landrechts ſchreibt 
ausdrücklich vor, daß die Beiträge unter die Hausväter nach 
Verhältniß ihrer Beſitzungen und Nahrungen billig 


vertheilt werden ſollen. Das Wort „Beſitzungen“ weiſt auf den 
Ertrag der dem Hausvater gehörigen Grundſtücke, das Wort 


„Nahrungen“ auf das Einkommen des Hausvaters hin. Bei⸗ 
des ſoll berückſichtigt werden. Und da die Grundſteuer nach 
dem Ertrage der Ländereien, die Klaſſenſteuer nach dem Ein⸗ 
kommen bemeſſen wird, ſo muß die Vertheilung nach dem Maß⸗ 
ſtabe der Grund- und Klaſſenſteuer als dem §. 31 a. a. O. völ⸗ 
lig entſprechend erachtet werden. Es fragt ſich daher nur, ob 
unter „Beſitzungen“ in der angeführten Geſetzesſtelle auch Grund: 


ſtücke zu verſtehen find, welche außerhalb des Schulbezirkes lie⸗ 
gen. 


Dies muß jedoch verneint werden. Wenn das Allge— 
meine Landrecht in Bezug auf eine Schule von „Beſitzun⸗ 
gen“ ſpricht, ſo können darunter nur ſolche verſtanden werden, 
welche im Schulbezirke liegen. In einem analogen Zuſam⸗ 
menhange iſt im Titel 11 Theil II. des Allgemeinen Landrech⸗ 
tes, — wo es ſich um den Bau und die Unterhaltung der 
Kirchengebäude handelt — von „Stellen“, von der Kontribu: 
tion nicht unterworfenen Grundſtücken (88. 717, 736 u. a. m.) 
die Rede. Nach der Faſſung dieſer Geſetzesvorſchriften aber 


kann überhaupt kein Zweifel darüber beſtehen, daß hinſichtlich 


der dort genannten Stellen beziehungsweiſe Grundſtücke Einge⸗ 
pfarrte nur dann beitragspflichtig find, wenn Erſtere im Kirch⸗ 
ſpiele liegen. Der Vorderrichter macht ſich daher keiner Ver: 
letzung der 8. 29, 31 Titel 12 Theil II. Allgemeinen Land» 
rechts ſchuldig, wenn er annimmt, daß die Kläger nach dem Maß⸗ 
ſtabe der Grundſteuer ihrer außerhalb des Schulbezirkes belegenen 
Ländereien zur Schulſteuer nicht herangezogen werden können. 

Die Reviſion war demgemäß als unbegründet zu verwerfen. 

Der Koſtenpunkt regelt ſich nach S. 72 des Geſetzes vom 
3. Juli 1875 (Geſ.⸗Samml. S. 375). 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal— 
tungsgerichts und der verordneten Unterſchrift. 

(L. S.) Perſius. 
O. V. G. Nr. 821. 
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Miniſterial⸗Erlaß, die wiſſenſchaftliche Vorbildung der Kandidaten 
für das Supernumerariat bei der Verwaltung der indirekten 
Steuern betreffend. Vom 13. Juni 1877. 

Berlin, den 13. Juni 1877. 

Der Herr Finanz-Miniſter hat unter dem 22. v. M. an 
ſämmtliche Provinzial⸗Steuerdirektoren eine Verfügung erlaſſen, 
in welcher die durch die Verfügungen vom 18. März und 15. 
Juni 1874 einſtweilen nachgegebenen Erleichterungen der An⸗ 
forderungen an die wiſſenſchaftliche Vorbildung der Kandida⸗ 
ten für das Supernumerariat bei der Verwaltung der indirek⸗ 
ten Steuern aufgehoben und die Anforderungen fortan wieder 
auf das in der Verfügung vom 14. November 1859 (Wieſe, 
Verordnungen ꝛc. I. S. 231) vorgeſchriebene Maß erhöht ſind. 

In der Anlage erhält das Königliche Provinzial⸗Schulkol⸗ 
legium Abſchrift der gedachten Verfügung des Herrn Finanz⸗ 
Miniſters, inſoweit dieſelbe für höhere Schulen von unmittel⸗ 
barer Bedeutung iſt. 

Das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium wolle die höhe⸗ 
ren Schulen Seines Amtsbezirkes von dem Inhalte der Ver⸗ 
fügung des Herrn Finanz⸗Miniſters in Kenntniß ſetzen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
ſämmtliche Königliche Provinzial⸗Schulkollegien. 
U. II. 1396. 


Berlin, den 22. Mai 1877. 

Nach den eingegangenen Anzeigen ſind die Meldungen 
zum Supernumerariat bei der Verwaltung der indirekten Steuern 
im vergangenen und im laufenden Jahre in ſolchem Umfange 
erfolgt, daß ein Mangel an Supernumeraren im Allgemeinen 
nicht mehr vorhanden iſt. Mit Rückſicht auf die in den letzten 
Jahren weſentlich verbeſſerten Einkommensverhältniſſe und Avan⸗ 
cements-Ausſichten der Supernumerare iſt eine Abnahme der 
Meldungen auch für die Folge nicht zu erwarten, vielmehr an⸗ 
zunehmen, daß dem in einzelnen Provinzen etwa hervortreten⸗ 
den Mangel durch Ueberweiſung derjenigen Kandidaten, welche 
ſich in anderen Provinzen über die vorſchriftsmäßige Zahl hin⸗ 
aus melden, oder durch einen entſprechenden Austauſch der be⸗ 
reits angenommenen oder für die Anſtellung geprüften Super⸗ 
numerare abzuhelfen ſein wird. Demnach wird die den Pro- 
vinzial⸗Steuerdirektoren in den Verfügungen vom 18. März 
1874 — III. 3083 — unter 1 und vom 15. Juni 1874 — 
III. 7942 — auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung bis auf 
Weiteres ertheilte Ermächtigung zur Annahme auch ſolcher 
jungen Leute, welche nur das Zeugniß der Reife für die Prima 
eines Gymnaſiums oder einer Realſchule I. Ordnung oder das 
Zeugniß der Reife aus der Prima eines Progymnaſiums oder 
einer anerkannten höheren Bürgerſchule beſitzen, hiermit aufge⸗ 
hoben und die Anforderung an die wiſſenſchaftliche Vorbildung 
der Kandidaten für das Steuerſupernumerariat fortan wieder 
auf das in der Verfügung vom 14. November 1859 — III. 
25012 — vorgeſchriebene Maß erhöht. J 

Es können jedoch ſolche junge Leute, welche vor dem Er⸗ 
laſſe gegenwärtiger Verfügung die Lehranſtalten mit den nach 
den Erlaſſen vom 18. März und 15. Juni 1874 genügenden 
Schulzeugniſſen in der ausgeſprochenen Abſicht des Eintrittes 
bei der Steuerverwaltung verlaſſen haben und zur Zeit ihrer 
Militairpflicht genügen, noch als Supernumerare angenommen 
werden, ſofern ſie die übrigen dieſerhalb beſtehenden Bedin⸗ 
gungen erfüllen und als gute Erwerbungen für die Steuerver⸗ 


waltung zu betrachten ſind. Für die Annahme, die Ausbil⸗ 
dung und die Anſtellung der Supernumerare bei der Verwal⸗ 
tung der indirekten Steuern ſind die folgenden Beſtimmungen, 


denen die in der Zirkularverfügung vom 10. Juli 1839 (Zen⸗ 


tralbl. S. 216) und in den dieſelbe ergänzenden Verfügungen, 
insbeſondere vom 14. November 1859 und vom 18. März 1874 
Ziffer 2 und 3 (III. 3083) ertheilten Vorſchriften zu Grunde 
liegen, maßgebend. 


I. Annahme zum Steuer⸗Supernumerariat. 


Die Provinzial⸗Steuerdirektoren ſind zur Annahme der 
Supernumerare ſelbſtſtändig befugt, wenn die Bewerber: 

1) die erforderliche wiſſenſchaftliche Vorbildung beſitzen, d. h. 
entweder 
a. die erſte Klaſſe eines Gymnaſiums oder einer vollſtän⸗ 

digen Realſchule 1. Ordnung mindeſtens ein Jahr lang 
mit gutem Erfolge beſucht haben, oder 
b. aus einer zu Entlaſſungsprüfungen berechtigten Real⸗ 
ſchule 2. Ordnung mit dem Zeugniſſe der Reife zum 
Abgange entlaſſen ſind, oder 

o. durch ein auf Grund vorhergegangener Prüfung aus⸗ 
geſtelltes Atteſt des Vorſtehers einer der zu b. genann⸗ 
ten Anſtalten darthun, daß ſie diejenigen Kenntniſſe be⸗ 
ſitzen, welche in der erſten Klaſſe derſelben gelehrt wer⸗ 
den, daß ſie mithin die Reife zur Entlaſſung haben 
und durch die Schulzeugniſſe den Nachweis über be⸗ 
wieſenen Fleiß, gutes Betragen, und gute Fähigkei⸗ 
ten führen; 

2) die Militairpflicht als einjährig Freiwillige durch befriedi⸗ 
gend geleiſtete Militairdienſte erfüllt haben und einen ge⸗ 
ſunden, Anſtrengungen ertragenden Körper beſitzen; 

3) durch zuverläſſige Suſtentations⸗Zeugniſſe nachweiſen, daß 
ſie im Beſitze der Mittel ſind, um ſich überall, wo ſie zu 
ihrer Ausbildung beſchäftigt werden ſollen, im Ganzen 
mindeſtens drei Jahre und auf Erfordern noch länger, 
ohne Beihilfe des Staates zu erhalten; 

und wenn 

4) die für den Provinzialbereich vorgeſchriebene Anzahl der 
Supernumerare nicht überſchritten wird. 

Unter den vorſtehenden Bedingungen iſt nach dem Staats⸗ 
miniſterialbeſchluſſe vom 21. Juli 1868 (Zentralbl. S. 411) 
und nach Art. III. der Reichs⸗Verfaſſung die Annahme auch 
ſolcher jungen Leute zuläſſig, welche einem anderen deutſchen 
Bundesſtaate angehören. 

Die Meldungen zum Eintritte in das Supernumerariat 
ſind, mit den erforderlichen Atteſten, zunächſt an diejenigen Pro⸗ 
vinzial⸗Steuerdirektoren zu richten, in deren Bezirk die An⸗ 
nahme gewünſcht wird. 

Junge Leute, welche eine der vorſtehenden Bedingungen 
nicht erfüllen, können nur in beſonders dazu angethanen 
Fällen mit meiner Genehmigung angenommen werden. 

Ich bemerke dabei: 

Zu 1. Die Zeugniſſe der außerpreußiſchen deutſchen Gym⸗ 
naſien ſind denjenigen der preußiſchen Gymnaſien, die Zeug⸗ 
niſſe der übrigen deutſchen höheren Lehranſtalten aber denjeni⸗ 
gen der unter 1 genannten Preußiſchen inſoweit gleich zu ach⸗ 
ten, als die Anſtalten in dem vom Reichskanzler-Amte im Zen⸗ 
tralblatte des Deutſchen Reiches unterm 19. Januar 1876 (Zen⸗ 
trablatt für das Deutſche Reich S. 41 ff.) bekannt gemachten 
Verzeichniſſe oder in den dazu ergangenen oder ſpäter ergehen⸗ 
den Nachtragsverzeichniſſen aufgeführt ſind. 
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Zu 2. Junge Leute, welche zum Militärdienſte für un⸗ 
tauglich befunden oder vorläufig zurückgeſtellt find, dürfen mit 
meiner Genehmigung nur bei vorzugsweiſer geiſtiger Begabung 
und nur dann angenommen werden, wenn die Zulaſſung zum 
Militärdienſte wegen ſolcher körperlichen Mängel verweigert 
worden, die ganz beſonders nur für dieſen Dienſt ungeeignet 
machen, und wenn auf Grund weiterer Unterſuchung anzuneh⸗ 
men it, daß die körperliche Beſchaffenheit auch zur Ableiftung 
des Grenz und Steuer-Aufſichtsdienſtes vollſtändig ausreicht. 
Es bleibt aber die Entlaſſung ausdrücklich für den Fall der in 
letzterer Beziehung nicht genügenden Beſchaffenheit vorzubehal⸗ 
ten. Anträge, die Annahme junger Leute ſchon vor der Ab- 
leiſtung des Militärdienſtes und unter Vorbehalt der ſpäteren 
Ableiſtung deſſelben zu geſtatten, ſind auf beſondere Ausnah⸗ 
mefälle zu beſchränken und es bleibt, wenn meine Genehmigung 
zur Annahme ertheilt wird, dem Kandidaten bei der Annahme 
protokollariſch zu eröffnen, daß ihm der noch abzuleiſtende Mi⸗ 
litärdienſt weder auf die feſtgeſetzte Vorbereitungszeit, noch als 
Zivildienſt überhaupt angerechnet werden könne. Auch iſt mit 
Nachdruck darauf zu halten, daß der Eintritt in den Militär⸗ 
dienſt rechtzeitig nachgeſucht wird und ſpäteſtens mit dem Ab⸗ 
laufe des erſten Vorbereitungsjahres erfolgt. 

Damit der Verwaltung der indirekten Steuern in den Su⸗ 
pernumeraren ein tüchtiges und durchgebildetes Material für 
die höheren Stellen des ausübenden, des Kafjen- und Büreau⸗ 
dienſtes geſichert bleibt, iſt vor der Annahme des Kandidaten 
mit beſonderer Sorgfalt zu erörtern, ob die vorgedachten Be⸗ 
dingungen in vollem Umfange erfüllt find und ob der Kandi⸗ 
dat auch äußerlich eine für die Eigenthümlichkeiten des Dien⸗ 
ſtes in der Steuerverwaltung erwünſchte Perſönlichkeit iſt. Ins⸗ 
beſondere iſt der Kandidat — wie bisher — einer mündlichen 
und ſchriftlichen Prüfung durch einen Ober-⸗Inſpektor zu unter: 
werfen, um feſtzuſtellen, daß der Kandidat eine gute leſerliche 
Hand ſchreibt, gute Kenntniſſe, namentlich im Deutſchen, in 
der Geſchichte, Geographie, ſowie in der Mathematik und Arith⸗ 
metik beſitzt und befähigt iſt, ſeine Anſchauungen über einen ge⸗ 
gebenen Gegenſtand klar und verſtändlich wiederzugeben. Die 
Prüfungsaufgaben im deutſchen Ausdrucke ſind, den Verhält⸗ 
niſſen des Examinanden entſprechend, auf die Behandlung von 
Fragen und Ereigniſſen des praktiſchen Lebens zu richten und 
die Aufgaben in der Mathematik ꝛc. ſo zu wählen, daß zu ih⸗ 
rer Löſung weniger die Kenntniß der mathematiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft als ein gutes Auffaſſungsvermögen und die Fähigkeit, 
ſchnell und richtig zu rechnen erforderlich iſt. Wird auf Grund 
der den Provinzial-Steuerdirektoren mit gutachtlichem Berichte 
vorzulegenden Prüfungsarbeiten die Annahme genehmigt, ſo 
iſt der Kandidat für die Verwaltung der indirekten Steuern 
zu vereidigen und demſelben unter Mittheilung der etwa zu 
ſtellenden beſonderen Bedingungen feine Annahme zu Protokoll 
zu eröffnen, daß ihm aus der Annahme noch kein Anſpruch auf 
Dienſteinkommen oder definitive Anſtellung erwachſe, daß er 
ſich den Beſtimmungen der Verwaltung hinſichtlich ſeiner Be⸗ 
ſchäftigung auch in anderen Provinzen bedingungslos zu un⸗ 
terwerfen und daß er beim Mangel an Fleiß und Fortſchritten 
oder bei tadelhaftem Verhalten die ſofortige Entlaſſung ohne 
Weiteres zu gewärtigen habe. — dc. 

Der Finanz⸗Miniſter. 
Camphauſen. 


An 
ſämmtliche Herren Provinzial⸗Steuer⸗Direktoren. 
III. G04 f. 7851 5 M. 


Miniſterial⸗Erlaß, den Religionsunterricht an den höheren Lehr⸗ 
anjtalten betreffend. Vom 14. Juni 1877. 
Berlin, den 14. Juni 1877. 

Die von dem Königlichen Provinzial: Schulkollegium in 
dem Berichte vom 4. d. M. geſtellte Anfrage, ob die unter dem 
6. April 1859 erlaſſene Zirkularverfügung über den Religions⸗ 
unterricht von Diſſidentenkindern noch in Geltung ſtehe, erle⸗ 
digt ſich durch meine Zirkularverfügung vom 29. Februar 1872, 
in Verbindung mit der durch die neuere Verfügung vom 26. 
Januar 1875 dazu gegebenen Erläuterung. 

Die Zirkularverfügung vom 29. Februar 1872 wird in 
den Eingangsworten ausdrücklich als eine „Aenderung der be: 
ſtehenden Vorſchriſten“ bezeichnet, worin enthalten ift, daß durch 
dieſelbe die entgegenſtehenden Vorſchriften aufgehoben ſind. 
Die genannte Verfügung ſetzt die Bedingungen feſt, unter wel⸗ 
chen Schüler von der Verpflichtung zur Theilnahme an dem 
lehrplanmäßigen Religionsunterrichte entbunden werden können. 
Sie bezieht ſich alſo nur auf Schüler, welche zur Theilnahme 
an dem Religionsunterrichte verpflichtet ſind, das heißt auf die⸗ 
jenigen Schüler, welche (bezw. deren Eltern) derjenigen Kon⸗ 
feſſion angehören, in welcher an der betreffenden Schule lehr⸗ 


planmäßiger Religionsunterricht ertheilt wird; denn nach dem 


Grundſatze des Allg. Landrechtes (Theil 2 Titel 12 §. 11) kön⸗ 
nen Schüler zur Theilnahme an dem Religionsunterrichte in 
einer Konfeſſion, welcher fie (bezw. ihre Eltern) nicht angehö⸗ 
ren, überhaupt nicht angehalten werden, es dürfen alſo für ihre 
Dispenſation von demſelben nicht erſt noch beſondere Bedin⸗ 
gungen aufgeſtellt werden. Wenn über dieſe aus dem all⸗ 
gemeinen Rechtsgrundſatze ſich ergebende Auffaſſung meiner 
Zirkularverfügung vom 29. Februar 1872 noch irgend ein 
Zweifel entſtehen konnte, jo iſt derſelbe durch meine, auf be- 
ſonderen Anlaß erfolgte Verfügung vom 26. Januar 1875 be⸗ 
ſeitigt, welche ich deshalb durch das Zentralblatt 1875 S. 90 
zu allgemeiner Kenntniß habe bringen laſſen. Denn indem die 
Erklärung gegeben wird, daß „Schüler, welche in einer Reli— 
gion, bezw. Konfeſſion, erzogen werden ſollen, für welche im 
allgemeinen Lehrplane der betreffenden Anſtalt Unterrichtsſtun⸗ 
den nicht angeſetzt ſind, auf den Antrag der Eltern ohne 
weiteres von dem Religionsunterrichte zu dispenſiren“ ſind, 
ſo ergiebt ſich, daß die Dispenſation der Kinder von Diſſiden⸗ 
ten, welche in giltiger Form aus der Landeskirche ausgetreten 
ſind, nicht von beſonderen Bedingungen kann abhängig ge⸗ 
macht werden, alſo die Verfügung vom 6. April 1859, inſo⸗ 
weit ſie entgegengeſetzte Vorſchriften enthält, außer Kraft ge⸗ 
ſetzt iſt. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


An 
das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium zu N. 
U. II. 1496. 


Miniſterial⸗Erlaß, die fortdauernde Giltigkeit des S. 33 Theil II. 
Tit. 12 des Allg. Landrechts, wie die Befugniß der Staats⸗ 
behörde zur Durchführung dieſer Beſtimmung betreffend. 
Vom 19. Februar 1877. 

Berlin, den 19. Februar 1877. 
Ew. Wohlgeboren eröffne ich auf die Beſchwerde vom 10. 
November pr., betreffend die Heranziehung der Gutsherrſchaft 
zu N. zu Beiträgen für die katholiſche Schule daſelbſt, daß ich 
dieſelbe nicht für begründet erachten kann. 
Der Ausführung, daß der §. 33 Tit. 12 Th. II. des Allg. 
Land⸗Rechts durch die Verfaſſungsbeſtimmungen und die an⸗ 
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derweitige Regelung der gutsherrlich- bäuerlichen Verhältniſſe 
aufgehoben ſei, kann ich nicht beipflichten, vielmehr muß in 


Uebereinſtimmung mit der Entſcheidung des Königl. Ober-Tri⸗ 


bunals vom 4. Januar 1865 (Archiv für Rechtsf. Bd. 58 
S. 47) und in Betreff der dortigen Provinz in Konſequenz der 
Entſcheidung deſſelben Gerichtshofes vom 14. Juli 1865 (Zen: 
tralbl. 1866 S. 45) die fortdauernde Giltigkeit dieſer geſetzli⸗ 


chen Beſtimmung angenommen werden. Ferner kann auch, da 
die Zahlungs⸗Unfähigkeit der in Rede ſtehenden Tagelöhner be- 


reits durch Exekution feſtgeſtellt iſt, aus den Worten des §. 33 
„auf eine Zeit lang“ ſo lange kein begründeter Einwand gegen 
das von der Königlichen Regierung zu N. gebilligte Verfahren 
hergenommen werden, als nicht die Behauptung aufgeſtellt wird, 


daß die erwähnten pflichtigen Perſonen zur Entrichtung der 


Schulbeiträge im Stande ſind. 

; Was den ferneren Einwand betrifft, daß nur die Tagelöh⸗ 
ner ſelbſt und nicht ein Dritter z. B. der Staat auf Grund 
des §. 33 zur Geltendmachung eines Anſpruches gegen die 
Gutsherren berechtigt ſeien, jo erſcheint auch dieſer Einwand uns 


begründet. Von Auffihtswegen hat die Staatsbehörde die Ver: | 
pflichtung, die Exiſtenz und das Fortbeſtehen der Schulen zu | 
ſichern. Die Staatsbehörde muß daher — wenigſtens interimi- 
ſtiſch — befugt ſein, die Gutsherrſchaften zur Erfüllung der 
ihnen nach dem F. 33 eit, obliegenden Verpflichtung anzuhalten. 


Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Im Auftrage: Greiff. 


An 
den dc. 
U. III. 6168. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Gewerbeſchulen und Realſchulen 2. Ordn., 


deren Abiturienten zur Prüfung für den Staatsdienſt im Maſchi⸗ 


nenfache zugelaſſen werden, betreffend. Vom 9. Juni 1877. 
Berlin, den 9. Juni 1877. 
Durch §. 1 der von dem Herrn Handels-Miniſter unter 
dem 27. Juni v. J. erlaſſenen „Vorſchriften über die Ausbil⸗ 
dung und Prüfung für den Staatsdienſt im Bau- und Maſchi⸗ 


nenfach“ wird als eine Bedingung für die Zulaſſung zu der 


betreffenden Staatsprüfung die Ablegung der Reifeprüfung auf 
einem Gymnaſium oder einer Realſchule 1. Ord. vorgeſchrieben; 
für den Staatsdienſt im Maſchinenfache wird die Entlaſſungs⸗ 
prüfung bei den nach dem Reorganiſationsplane vom 21. März 
1870 eingerichteten Königlichen Gewerbeſchulen der Reifeprü— 
fung der Gymnaſien und Realſchulen 1. Ord. gleichgeſtellt. 
In der letzteren Hinſicht hat der Herr Handels-Miniſter un⸗ 
ter dem 26. v. M. die Modifikation eintreten laſſen, daß auch 
die mit dem Zeugniſſe der Reife von der Friedrichs-Werderſchen 
und der Luiſenſtädtiſchen Gewerbeſchule in Berlin und von den 
Realſchulen 2. Ord. zu Kiel und Altona entlaſſenen Schüler 
bis auf weiteres und ſo lange keine Veränderungen in der ge— 
genwärtigen Organiſation dieſer Lehranſtalten eintreten, zu der 
Prüfung für den Staatsdienſt im Maſchinenfache zugelaſſen 
werden ſollen, ſofern ſie im übrigen den Anforderungen der 
Vorſchriften über die Ausbildung und Prüfung für den Staats⸗ 


dienſt im Bau: und Maſchinenfache vom 27. Juni v. J. ges | 


nügen. Den Reifezeugniſſen der Realſchulen 2. Ord. zu Mag⸗ 
deburg und zu Eſſen hat der Herr Handels-Miniſter die gleiche 
Geltung nicht zuerkannt, weil der Kurſus dieſer Lehranſtalten 
nur ſiebenjährig iſt, dagegen ſich bereit erklärt, falls noch an— 
dere Realſchulen 2. Ord. mit einem mindeſtens achtjährigen Lehr: 
kurſus beſtehen ſollten, in nähere Erwägung zu nehmen, wel⸗ 


| 
chen derſelben die gleiche Vergünſtigung zu gewähren ſein 
möchte. 

Das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium veranlaſſe ich, 
die betreffenden Lehranſtalten Seines Amtsbezirkes hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 
An 
die Königlichen Provinzial⸗Schulkollegien zu Berlin, 


Kiel, Koblenz, Magdeburg. 
U. II. 1405. 
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